Musterantrag – diesen roten Bereich löschen

Gelb markierten Felder anpassen
Blau markierte Felder dienen als Ausfüll-Hinweise und sollten ebenfalls gelöscht werden.
***************************************************************************

Name, Vorname

Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort
...................................... , ..........................  

(Ort) 

(Datum)
Antrag auf Erteilung einer Duldung aus humanitären Gründen nach § 60a Abs. 2 Satz 2 bzw. 3 AufenthG für Opfer rassistischer und rechter Gewalt (Hasskriminalität) gemäß Thüringer Erlass vom 17.05.2018

Sehr geehrte Damen und Herren,

1. hiermit beantrage ich die Erteilung einer Duldung aus humanitären Gründen gem.  § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG für mich (Vorname, Name, Geb.Datum, Anschrift) und (ggf.) für folgende Familienangehörige (Ehepartner*in/ Lebenspartner*in, minderjährige ledige Kinder bzw. – falls Minderjährige Opfer der Straftat wurden – Eltern und minderjährige Geschwister) - jeweils Vorname, Name, Geb.Datum, Anschrift)
oder (für Angehörige eines durch die Gewalttat getöteten Opfers):
2. hiermit beantrage ich/ beantragen wir die Erteilung einer Duldung aus humanitären Gründen gem.  § 60a Abs. 2 Satz 2 AufenthG.

Zur Begründung: 

Ich bin vollziehbar ausreisepflichtig und ich bin Opfer einer Gewaltstraftat mit erheblichen Folgen im Zusammenhang mit Hasskriminalität geworden.
Hier ausführen: 

· Welche Straftat wurde an Ihnen begangen (die vom Erlass erfassten Gewaltstraftaten siehe S. 1 im Erlass) 
· Folgende Kriterien der „Hasskriminalität“ liegen vor: Hier individuell anführen (z.B. Würdigung der Umstände der Tat oder Einstellung des Täters/ der Täter geben Anhaltspunkte, dass sich die Gewalttat gegen einen „Ausländer“ wegen der ihm zugeschriebenen oder tatsächlichen politischen Haltung, Einstellung, Nationalität, Ethnie, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, sozialen Stellung, physischen oder psychischen Behinderung/ Beeinträchtigung, sexuellen Orientierung/ Identität, äußeren Erscheinungsbilds richten UND die Tathandlung damit kausal in Zusammenhang steht (siehe S. 2 im Erlass)
· An welchen erheblichen Folgen der Tat leiden Sie: Hier individuell ausführen und ärztliche Atteste als Nachweise dem Antrag beilegen (z.B. bedeutende Einwirkungen auf den Körper, die Gesundheit oder die Freizeit, erhebliche körperliche und seelische Folgen, insbesondere medizinische Versorgung wegen erlittener Verletzungen (über ambulante Erstversorgung hinaus) oder therapiebedürftige psychische Folgewirkungen 
Voraussetzungen für einen Anwendungsausschluss liegen in meinem Fall nicht vor. (d.h. Tat wurde vorgetäuscht oder provoziert; selbst schwerwiegende Straftaten begangen; Verurteilung wg. Straftaten nach dem StGB in den letzten 3 Jahren zu mind. 90 Tagessätzen oder Freiheitsstrafe von mind. 3 Monaten oder Jugendstrafe von mind. 6 Monaten; Nicht-Zuständigkeit Thüringens; Abschiebeanordnung (§ 34a AsylG/ Dublin-III).
Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 Abs. 2 VwVfG und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift 




